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Volksbegehren gegen Gendersprache in
Hamburg: Droht das Aus?

Hamburgs Anti-Gender-Volksbegehren kämpft gegen
Zeitmangel; Unterschriftenziel droht unerreicht zu bleiben.

In der Hansestadt Hamburg hat die Initiative „Schluss mit
Gendersprache in Verwaltung und Bildung“ ein Volksbegehren
ins Leben gerufen, das darauf abzielt, auf Gendersternchen und
Doppelpunkte in offiziellen Dokumenten zu verzichten. Die
Organisatoren sind jedoch besorgt, dass die erforderliche Anzahl
an Unterschriften nicht rechtzeitig gesammelt werden kann.
Bisher sind nur etwa 33.000 der benötigten 66.000
Unterschriften bis zum Stichtag am kommenden Mittwoch, dem
28. August, zusammengekommen.

Jens Jeep, ein Vertreter der Initiative, äußerte, dass die Situation
angespannt sei. „Der Ferieneffekt ist eine einzige Katastrophe.
Bei einer Sammlung im September hätten wir längst alle
Unterschriften zusammen“, erklärt Jeep. Die
Verständnisproblematik wird durch den vorgegebenen Zeitraum,
der mit der Urlaubszeit kollidiert, zusätzlich erschwert. Die
Initiative kritisiert die Hamburger Verwaltung und den Senat, die
ihrer Meinung nach nicht genügend getan haben, um die Bürger
über das Volksbegehren zu informieren.

Einblicke in das Volksbegehren

Diese Unterschriftensammlung stellt den zweiten Schritt eines
formalisierten Verfahrens dar. Der erste Schritt fand im
vergangenen Jahr statt, als die Initiative erfolgreich die erste



Hürde mit 16.000 gesammelten Unterschriften überwinden
konnte. Man beabsichtigt, dass der Senat den verschiedenen
Institutionen – von Schulen bis hin zu städtischen Unternehmen
– vorschreibt, auf Gendersprache in der schriftlichen
Kommunikation zu verzichten.

Ein Gesetzestext, der diesem Vorgehen zugrunde liegt, besagt,
dass die amtliche Kommunikation in deutscher Sprache den
Regelungen des Rats für deutsche Rechtschreibung folgen soll.
Hierbei geht es darum, Gendersternchen und -doppelpunkte, die
in der aktuellen Debatte häufig verwendet werden, zu
eliminieren, um die Vielschichtigkeit der Geschlechtsidentitäten
nicht mehr zu reflektieren.

Ein weiteres Problem, das die Initiative sieht, ist die mangelnde
Sichtbarkeit der Unterschriftensammlung in den öffentlichen
Dienststellen Hamburgs. „In den 17 Hamburg Service vor Ort-
Stellen wird nicht ausreichend auf das Volksbegehren
aufmerksam gemacht. Der Senat macht es den Bürgern so
kompliziert wie möglich, sich daran zu beteiligen“, kritisiert Jeep.

Eine frühere gerichtliche Anfechtung der Initiative, bei der eine
Verschiebung der Frist zur Unterschriftensammlung gefordert
wurde, wurde bereits abgewiesen. Dies zeigt den drohenden
Zeitdruck, unter dem die Organisatoren stehen.

Die mögliche Auswirkung des
Volksentscheids

Das Ergebnis des Volksbegehrens könnte weitreichende Folgen
haben, wenn die Initiative es schafft, die Unterschriften bis zur
Frist zu vervollständigen. Im besten Fall könnte ein
Volksentscheid, sollte die erforderliche Quorum erreicht werden,
parallel zur Bundestagswahl im September 2025 stattfinden.
Dies könnte dem Thema der Gendersprache in Deutschland
wieder neue Aufmerksamkeit verleihen.

Der Ausgang des Bemühens um ein Volksbegehren zeigt



deutlich, wie stark die gesellschaftlichen Diskussionen rund um
Sprache und Geschlechtergerechtigkeit derzeit sind. Die
Wortwahl ist nicht nur eine Frage des Ausdrucks, sondern
repräsentiert tiefere gesellschaftliche Streitfragen über Identität
und Akzeptanz.

Hintergrund der Genderdiskussion in
Deutschland

Die Debatte über geschlechtergerechte Sprache hat in
Deutschland in den letzten Jahren erheblich an Militanz und
Sichtbarkeit gewonnen. Die Nutzung von Gendersternchen,
Doppelpunkten und anderen Formen geschlechtergerechter
Sprache hat sich insbesondere in akademischen und politischen
Kreisen etabliert. Die Befürworter argumentieren, dass eine
inklusive Sprache notwendig ist, um alle Geschlechtsidentitäten
sichtbar zu machen und Diskriminierung zu vermeiden.

Auf der anderen Seite stehen Kritiker, die befürchten, dass die
Verwendung solcher Sprachformen komplizierte Satzstrukturen
schafft und die Verständlichkeit der Sprache beeinträchtigen
könnte. Dies führt zu einer zunehmend polarisierten Diskussion,
die nicht nur sprachliche, sondern auch gesellschaftliche und
politische Dimensionen umfasst. In Hamburg ist die Situation
zusätzlich angespannt, da die Initiative „Schluss mit
Gendersprache“ den direkten Zugang der Bürger zu
Entscheidungsprozessen fordert.

Reaktion der politischen Landschaft

Die politische Reaktion auf das Volksbegehren ist vielfältig.
Bürgerliche Parteien wie die CDU und die AfD unterstützen die
Initiative und sehen sie als Möglichkeit, traditionelle Werte zu
verteidigen. Auf der anderen Seite gibt es eine starke



Gegenbewegung aus Parteien wie der Grünen und der Linken,
die die Genderdiskussion als Teil eines notwendigen
gesellschaftlichen Wandels ansehen.

Die Debatte spiegelt sich auch in der Berichterstattung der
Medien wider, die sowohl die Befürworter als auch die Kritiker zu
Wort kommen lassen. Zunehmend zeigen Umfragen, dass die
Meinungen der Bürger in Bezug auf geschlechtergerechte
Sprache gespalten sind, was sich auch in der aktuellen
Unterschriftensammlung abbiegelt. Umfragen deuten darauf hin,
dass etwa 50% der Deutschen eine gendersensible Sprache
unterstützen, während 40% dagegen sind. Der Rest ist
unentschieden oder hat keine Meinung dazu.

Gesetzgebung und gesellschaftliche
Implikationen

Die rechtlichen Rahmenbedingungen, die bezüglich der
Verwendung geschlechtergerechter Sprache in Deutschland
bestehen, sind teilweise uneinheitlich. Während einige
Bundesländer spezifische Richtlinien für die Verwendung von
gendergerechter Sprache in offiziellen Dokumenten und an
Schulen erlassen haben, bleibt die rechtliche Verpflichtung in
vielen Regionen vage. Die Praxis der gendersensiblen Sprache
wird häufig durch Tarifverträge, Unternehmensrichtlinien und
nationale Gesetze beeinflusst, die jedoch regional
unterschiedlich angewendet werden.

Die Entwicklungen in Hamburg könnten weitreichende
Auswirkungen auf die gesellschaftliche Akzeptanz und den
rechtlichen Status geschlechtergerechter Sprache in
Deutschland haben. Wenn die Initiative erfolgreich ist, könnte
dies als Präzedenzfall für andere Städte oder Bundesländer
dienen und die zentralen Fragen zur Gleichstellung der
Geschlechter und Sprachinklusion weiter anheizen.
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